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Noch nicht faktu-

rierte Dienstleis-
tungen sind ab 

2015 zu bilanzieren 
 
Das neue Rechnungsle-
gungsgesetz verlangt, 
dass spätestens ab 2015 
auch die noch nicht in 

Rechnung gestellten 
Dienstleistungen in der 
Jahresrechnung zu bilan-
zieren sind. Im Jahr der 
erstmaligen Anwendung 
ergibt sich für die Steuer-
pflichtigen damit mögli-
cherweise eine steuerliche 
Mehrbelastung. Nur die 
nicht im Handelsregister 
eintragungspflichtigen Ein-
zelunternehmen und Per-
sonengesellschaften, die 
weniger als 500‘000 Fran-
ken Umsatz erzielen, kön-
nen weiterhin auf die Er-
fassung der Debitoren und 
noch nicht fakturierten 
Dienstleistungen verzich-
ten. 

Nicht fakturierte Dienst-
leistungen sind zu Her-

stellkosten zu bilanzie-
ren. Wie die Herstellkosten 
ermittelt werden, muss 
dokumentiert werden. Von 
der einmal angewandten 
Methode sollte in den Fol-
gejahren ohne triftigen 
Grund nicht abgewichen 
werden. 

 
 
 
 
 

Ab 1.1.2015 muss die Bi-
lanzierung der nicht faktu-
rierten Dienstleistungen 
zwingend angewendet 
werden. Dabei führt die 
erstmalige Bilanzierung zu 
einem höheren steuerba-
rem Erfolg, da die Erträge 
früher erfasst werden und 
somit auch früher ge-
winnwirksam sind. Auch 
die AHV Beiträge bei 
Selbständigerwerbenden 
werden bei diesem Ein-
maleffekt höher ausfallen. 
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Sind Familienzula-
gen auch für Kinder 

im Ausland 
geschuldet? 
 
Die Zahlung von grenz-
überschreitenden Fami-
lienzulagen ist vielen Re-
gelungen und Ausnahmen 
unterworfen. Grundsätzlich 
• werden Familienzulagen 

nur dann ins Ausland 
bezahlt, wenn die 
Schweiz aufgrund von 
Staatsverträgen dazu 
verpflichtet ist.  

• können nur Erwerbstä-
tige (selbständig und 
unselbständig) Kinder- 
und Ausbildungszulagen 
erhalten. 

 
 
 
 
 
 
 

• erhalten die Kinder von 
Staatsangehörigen von 
EU- und EFTA-Ländern 
die Zulagen ungekürzt 
(d.h. ohne Kaufkraftan-
passung), falls die Kin-
der des Anspruchsbe-
rechtigten in einem EU- 
resp. EFTA-Staat woh-
nen. 

• werden die Kinderzula-
gen an Staatsangehöri-
ge von Bosnien-Herze-
gowina, Montenegro 
und Serbien weltweit 
ohne Kaufkraftanpas-
sung exportiert. ���� 

 
Das Vorsorgereg-
lement bestimmt 

das versicherte 
Einkommen 
 
In einem aktuellen Fall 
hatte das Bundesgericht 
zu entscheiden, welche 
Einkommensbestandteile 
bei der beruflichen Vorsor-
ge miteinbezogen werden.  

Es ging um einen Fall, bei 
dem die Vorsorgeeinrich-
tung auf dem Vorsorge-
ausweis tiefere Beiträge 
auswies als auf dem indi-
viduellen AHV-Konto. Der 
Unterschied ergab sich aus 
den variablen Zahlungen 
wie Boni und Provisionen. 

 
 
 
 
 
 



 
 
 
Die überobligatorische 
Vorsorge wird nach den 
Bestimmungen des Vor-
sorgereglements durchge-
führt, wobei die Vorsorge-
einrichtung grossen Spiel-
raum hat. Somit wird das 
versicherte Einkommen 
gemäss dem Vorsorgereg-
lement bestimmt, wobei 
meistens von AHV-ver-
sicherten Einkommen aus-
gegangen wird. Falls be-
stimmte Einkommensbe-
standteile von der berufli-
chen Vorsorge ausgenom-
men werden, so muss das 
gemäss Bundesgericht 
nicht nur im Arbeitsvertrag 
zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer festgehalten 
sein, sondern auch deut-
lich im Vorsorgereglement 
selber. (Quelle: BGE 

9C_832/2013 vom 

23.4.2014) ���� 

 
Aufhebung eines 
Rangrücktritts nur 

vom Revisionsex-
perten möglich 
 
Bei einer Überschuldung 
ist es für die Gesellschaft 
möglich, mit einem Rang-
rücktritt auf die Benach-
richtigung des Richters zu 
verzichten. Bei einem 
Rangrücktritt tritt ein 
Gläubiger der Gesellschaft 
in ausreichendem Masse in 
Rang hinter alle anderen 
Gläubiger. 

Eine Rangrücktrittsverein-
barung ist unwiderruflich 
und darf nicht an Bedin-
gungen geknüpft sein. Ei-
ne mit Rangrücktritt aus-
gestattete Verbindlichkeit  

 

 

 

 
 
 
darf nicht getilgt werden, 
auch nicht mit Verrech-
nung.  

Bei der Aufhebung eines 
Rangrücktritts müssen fol-
gende Bedingungen erfüllt 
sein: 

1. Alle Verbindlichkeiten 
der Gesellschaft sind 
gedeckt und die Über-
schuldung ist beseitigt. 

2. Ein zugelassener Revi-
sor bestätigt, dass kei-
ne Überschuldung mehr 
vorliegt. 

Bei Gesellschaften, die ih-
re Jahresrechnung durch 
eine Revisionsstelle orden-
tlich prüfen lassen, reicht 
es, wenn der Bericht der 
Revisionsstelle keinen 
Hinweis mehr auf den 
Rangrücktritt enthält. 

Gesellschaften, die ihre 
Jahresrechnung nicht 
durch eine Revisionsstelle 
prüfen lassen, brauchen 
für die Aufhebung des 
Rangrücktritts einen Be-
richt eines zugelassenen 
Revisors. ���� 

 
Die Familienzulage 

ist für Arbeitgeber 

nur Durchlaufpos-
ten 
 
Das Bundesgericht hatte 
einen Fall zu beurteilen, 
bei dem ein Unternehmen 
aus Versehen einem Mit-
arbeitenden zu viel Fami-
lienzulage ausbezahlt hat-
te. Der Mitarbeitende war 
rund zwei Jahre krank und 
erhielt zu Unrecht die Fa-
milienzulage, die dann von  

 

 

 

 

 
 
 
der Ausgleichskasse vom 
Unternehmen wieder zu-
rückgefordert wurde. 

Das Bundesgericht hielt 
fest, dass bei der Durch-
führung der Familienzula-
ge die Unternehmen nur 
reine Zahlstellen ohne ei-
gene Rechte und Pflichten 
seien. 

Da die Arbeitgeber nur 
Zahlstellen sind, müssten 
unrechtmässig bezogene 
Familienzulagen vom Ar-

beitnehmer zurückerstat-
tet werden. Der Arbeit-

geber müsse sich in sol-
chen Fällen keine Verrech-
nung gefallen lassen. An 
dieser Rechtslage, die sich 
aus Bundesrecht ergibt, 
vermag eine anderslau-
tende kantonale Vorschrift 
nichts zu ändern. (Quelle: 

BGE 8C_837/2013 vom 8. 

Mai 2014) ���� 
 
Mitwirkungspflich-

ten des Kunden bei 
der Einführung von 

Software  
 
In einem neueren Urteil 
äussert sich das Bundes-
gericht zu den Mitwir-
kungspflichten des Kunden 
bei Einführungsprojekten 
im Zusammenhang mit 
Standardsoftware. 

Das Bundesgericht hält 
fest, dass die Parametrie-
rung von Software und die 
Validierung von Modellen 
zur Datenmigration Aufga-
ben seien, die vom Liefe-
ranten und vom Kunden 
nur gemeinsam erledigt 
werden können. Dies gilt  

 

 

 



 

 

 

selbst dann, wenn das im 
Vertrag nicht ausdrücklich 
festgehalten wird.  

Besteht ein Pflichtenheft, 
so ergeben sich die Anfor-
derungen an die Paramet-
rierung möglicherweise 
ganz oder teilweise aus 
diesem Dokument. Die Er-
stellung eines Pflichten-
hefts ist aber Sache des 
Kunden. Unterlässt er 
dies, so sind an seine Mit-
wirkung umso höhere An-
forderungen zu stellen. 

Der Kunde ist dafür ver-
antwortlich, die vom Liefe-
ranten vorgeschlagenen 
Lösungen abzunehmen. Er 
hat dafür genügend Perso-
nal zur Verfügung zu stel-
len. Kommt der Kunde 
seinen Mitwirkungspflich-
ten nicht nach, so muss 
der Lieferant zur Wahrung 
seiner Interessen den 
Kunden sofort und klar 
abmahnen. (Quelle: Dr. U. 

Egli, epartners Rechtsan-

wälte AG, Zürich) ���� 
 
Zahlungen bei früh-

zeitiger Auflösung 
von Mietverhältnis-

sen sind mehrwert-

steuerpflichtig 
 
Wenn bei Mietverträgen 
von Geschäftsräumen das 
Mietverhältnis vorzeitig 
aufgelöst wird, sind häufig 
Zahlungen an den Vermie-
ter zu leisten, wie z.B. 
„Inkonvenienzentschädi-
gungen“. Diese Entschädi-
gungszahlungen sind keine 
mehrwertsteuerfreien  

 

 

 

 

 

 

Schadensersatzzahlungen, 
wie oft angenommen wird. 
Denn Schadenersatz setzt 
eine unfreiwillige Beein-
trächtigung des Vermö-
gens voraus. 

Die Zahlungen in Zusam-
menhang mit der Auflö-
sung des Mietverhältnisses 
gelten als eine Dienstleis-
tung und müssen zum 
Normalsatz versteuert 
werden, unabhängig da-
von, ob das Mietverhältnis 
selber steuerbar oder von 
der Steuer ausgenommen 
war. ���� 
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